
Kann eine behördliche Sendung dem Empfänger an der Abga-
bestelle nicht persönlich übergeben werden (§ 13 ZustG),
kommen Ersatzzustellung oder Hinterlegung in Betracht. Bei-
de Formen der Zustellung sind aber unwirksam, wenn der
Empfänger „nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis er-
langen konnte“ (§ 16 Abs 5, § 17 Abs 3 Satz 4 ZustG). Die
Auslegung dieser Bestimmungen bereitet noch 40 Jahre nach
ihrem Inkrafttreten Probleme und führt regelmäßig zu ver-
passten Rechtsmittelfristen, was nicht zuletzt daran liegt, dass

die drei Höchstgerichte sie verschieden interpretieren. Das gibt
Anlass zu einer kritischen Bestandsaufnahme.

Das Zustellrecht soll sicherstellen, dass behördliche Sendungen
ihre Adressaten erreichen. Würde man dabei auf die tatsächliche
Kenntnis des Dokuments abstellen, hätte es der Empfänger aller-
dings in der Hand, den Erhalt des Schriftstücks und damit den
Eintritt daran anknüpfender Rechtswirkungen zu verhindern.1
Um dem vorzubeugen, kennt das ZustG Ersatzzustellung und
Zustellung durch Hinterlegung. Die Sendung gilt auch dann als
zugestellt, wenn sie nicht dem Adressaten selbst (§ 13 ZustG),
sondern einem Ersatzempfänger ausgehändigt wird (§ 16
ZustG). Ist keine Ersatzzustellung möglich,2 wird das Dokument
bei der zuständigen Postfiliale hinterlegt und an der Abgabestelle
eine Hinterlegungsanzeige zurückgelassen (§ 17 ZustG).3

Das ist ein schlüssiges Konzept. Dass der Ehemann, der die für
seine Frau bestimmte Sendung untertags entgegennimmt, ihr das
Dokument am Abend übergeben wird, ist ja eine lebensnahe An-
nahme.4 Und auch die Zustellung durch Hinterlegung folgt über-
zeugenden Erwägungen: Findet der Empfänger den berühmten
„gelben Zettel“ im Postkasten,5 dann trifft ihn die Obliegenheit,

das Dokument bei der Post abzuholen. Das Dokument gilt schon
wegen der Abholmöglichkeit als zugestellt – und zwar am ersten
Tag der Abholfrist (§ 17 Abs 3 Satz 3 ZustG), der in praxi meist
entweder noch mit dem Tag des Zustellversuchs oder dem da-
rauffolgenden Werktag festgesetzt wird.6

Freilich sind derartige Zustellfiktionen nicht immer ungefähr-
lich, wie der Fall jenes Ersatzempfängers illustriert, der am
12. 1. eine Ladung zu einer Streitverhandlung am 20. 1. über-
nimmt, obwohl sich der Empfänger schon seit 11. und bis zum
28. 1. „zu Kurzwecken auf dem Semmering“ befindet. Dass der
OGH noch 1967 meinte, die (Ersatz-)Zustellung am 12. 1. sei
deshalb wirksam, weil der Ersatzempfänger ja „posttechnisch ge-
sehen“ immerhin die Möglichkeit hatte, dem Empfänger das Do-
kument an den Semmering nachzusenden,7 mutet jedenfalls aus
heutiger Perspektive seltsam an.

Derart unbefriedigenden Ergebnissen, die mit Blick auf das
rechtliche Gehör rasch auch eine verfassungsrechtliche Schlag-
seite entwickeln, versucht das ZustG 1983 mit § 16 Abs 5 für
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die Ersatzzustellung und § 17 Abs 3 Satz 4 für die Zustellung
durch Hinterlegung beizukommen.8 Beide Bestimmungen ord-
nen nämlich nahezu gleichlautend die Unwirksamkeit der Zu-
stellung an,9 wenn „der Empfänger [. . .] wegen Abwesenheit
von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang
Kenntnis erlangen konnte“.10 Die Zustellfiktion greift in diesem
Fall also doch nicht.

Erlangt der Empfänger „nicht rechtzeitig vom Zu-
stellvorgang Kenntnis“, greift die Zustellfiktion
nicht (§ 16 Abs 5, § 17 Abs 3 Satz 4 ZustG).

Um den Zustellvorgang nicht gänzlich zu entwerten, kennen
§ 16 Abs 5, § 17 Abs 3 ZustG allerdings eigene Heilungsvor-
schriften, sobald der Empfänger an die Abgabestelle zurückkehrt;
die Zustellung wird dann am Tag nach der Rückkehr wirksam.
Auch das leuchtet unmittelbar ein, weil der Empfänger das Do-
kument regelmäßig an diesem Tag erhält:11 Kommt die Ehefrau
abends von einer zweiwöchigen Geschäftsreise heim, wird ihr
Mann ihr das Dokument typischerweise am Folgetag aushändi-
gen, und bei einer Hinterlegung kann das Dokument am folgen-
den Werktag bei der Post abgeholt werden, was im Übrigen auch
erklärt, warum es hier anders als bei der Ersatzzustellung auf den
ersten Tag nach der Rückkehr, „an dem das Dokument behoben
werden könnte“ (§ 17 Abs 3 Satz 4 ZustG), ankommt und dieser
Tag noch innerhalb der Abholfrist liegen muss.12

Unterm Strich heißt das: Grundsätzlich lösen Ersatzzustellung
und Zustellung durch Hinterlegung unmittelbar Zustellwirkun-
gen aus; der Zustellzeitpunkt wird nur dann hinausgeschoben,
wenn der Empfänger nicht „rechtzeitig“ vom Zustellvorgang
Kenntnis erlangen kann. Die alles entscheidende Frage ist also,
wann die Rückkehr noch oder eben nicht mehr rechtzeitig ist.
Dabei gibt es Fälle, die auf der Hand liegen: Dass die Rückkehr
des Semmering-Urlaubers am 29.1. nach derzeitiger Rechtslage
nicht mehr rechtzeitig wäre, wenn die Sendung eine Ladung für
eine Verhandlung am 20.1. enthält, bedarf kaum einer näheren
Begründung.13

Allerdings sind es heute meist nicht Ladungen,14 die die Ge-
richte beschäftigen, sondern Entscheidungen, an die sich eine –
je nach Zustellzeitpunkt allenfalls schon versäumte – (Rechtsmit-
tel-)Frist knüpft.15 Die „Rechtzeitigkeit“ ist dabei ein erheblich
ausfüllungsbedürftiger Begriff, womit die Rsp ihre normkonkre-
tisierende Funktion wahrnehmen muss:16 Wo Gesetzesbegriffe
unklar bleiben, sind die Gerichte dazu berufen, „einer an sich
unbestimmten Norm zu hinreichender Bestimmtheit [zu] verhel-
fen“.17

Dabei erweist es sich freilich als wenig hilfreich, dass gleich
drei Höchstgerichte zur Auslegung des ZustG berufen sind, die
noch dazu unterschiedliche Judikaturlinien verfolgen, ohne das
offen anzusprechen.

Der OGH stellt zur Beurteilung der „Rechtzeitigkeit“ mit Blick
auf Rechtsmittelfristen in stRsp darauf ab, ob „der Empfänger
durch den Zustellvorgang nicht erst später die Möglichkeit erlangt
hat, in den Besitz der Sendung zu kommen, als dies bei einem
großen Teil der Bevölkerung infolge ihrer Berufstätigkeit der Fall
gewesen wäre“.18 Ausgangspunkt dieser Überlegungen ist, dass für
den Grundsatz, wonach Ersatzzustellung und Zustellung durch

737



Hinterlegung unmittelbar Zustellwirkungen auslösen, ein An-
wendungsbereich bleiben müsse: Würde sich der Zustellzeit-
punkt wegen jeder noch so kurzen Abwesenheit von der Abgabe-
stelle auf den Tag nach der Rückkehr verzögern (§ 16 Abs 5, § 17
Abs 3 Satz 4 ZustG), wäre der gesetzlich als Regelfall konzipierte
Zustellzeitpunkt (§ 16 Abs 1, § 17 Abs 3 Satz 3 ZustG) kaum
jemals einschlägig;19 das auf dem Rückschein beurkundete Zu-
stelldatum „wäre dann stets irrelevant“.20

Vergleichsmaßstab für den OGH ist damit der Berufstätige,
der sich am Tag des Zustellversuchs in der Arbeit befindet, aber
am Abend wieder zurückkommt. Übernimmt der Ehemann das
Dokument für seine Frau daher amMontag und kommt sie noch
an diesem Tag zurück, dann ist das „rechtzeitig“ und die Zustel-
lung ist schon am Montag wirksam (§ 16 Abs 1 ZustG).21 Irrele-
vant ist dabei, wann er ihr das Dokument tatsächlich aushändigt,
weil es für die Zustellfiktion nicht auf das wirkliche Zukommen
der Sendung ankommt.22

Ähnliches gilt für die Hinterlegung: Kehrt der Empfänger bei
einem Zustellversuch am Donnerstag noch am selben Abend zu-
rück, bleibt kein Platz für § 17 Abs 3 Satz 4 ZustG. Die Zustel-
lung durch Hinterlegung ist schon am ersten Tag der Abholfrist
bewirkt (Satz 3),23 unabhängig davon, ob dieser auf Donnerstag
oder Freitag festgesetzt wurde. Das gilt für den Donnerstag sogar
dann, wenn der Empfänger so spät heimkommt, dass „die Sen-
dung im Hinblick auf den Dienstschluss des Hinterlegungspostam-
tes erst am nächsten Werktag behoben werden kann“.24

All das überzeugt innerhalb der Logik des OGH, der seinem
Vergleich mit dem idealtypischen Berufstätigen durchgehend
treu bleibt: Der Empfänger konnte die Sendung ja genauso
„wie der Großteil der berufstätigen, tagsüber von der Abgabestelle
abwesenden Bevölkerung [. . .] an dem der Hinterlegung nächstfol-
genden Werktag“, also am Freitag abholen.25 Dass der Empfänger
am Tag des Zustellversuchs, der auch schon der erste Tag der
Abholfrist ist, keine Möglichkeit mehr hat, das Dokument zu be-
heben, nimmt der OGH in Kauf, weil das auch im von ihm als
maßgebend identifizierten Parallelszenario passieren könnte. Es
ist somit nicht erforderlich, dass dem Empfänger ab dem erst-
möglichen Abholtermin die volle Rechtsmittelfrist verbleibt.26

Aus diesem Vergleich ergibt sich für den OGH indes auch die
Grenze der „Rechtzeitigkeit“: Erfolgt der Zustellversuch amDon-
nerstag, kommt der Empfänger aber nicht noch am selben Tag,

sondern erst freitagabends27 zurück und kann er das Dokument
daher erst am Montag beheben, war die Rückkehr nicht mehr
rechtzeitig, weil ein am Donnerstag des Zustellversuchs heim-
kehrender berufstätiger Empfänger das Dokument schon am
Freitag abholen hätte können. Zustellzeitpunkt ist für den
OGH damit nicht der erste Tag der Abholfrist – und zwar unab-
hängig davon, ob er in concreto schonmit Donnerstag28 oder erst
mit Freitag29 festgelegt wurde –, sondern der auf die Rückkehr
am Freitag folgende Tag innerhalb der Abholfrist (§ 17 Abs 3
Satz 4 ZustG), somit der Montag.

Für den OGH ist entscheidend, wann ein untertags
abwesender Berufstätiger das Dokument erhalten
hätte.

Dass der Zustellzeitpunkt hier hinausgeschoben wird, liegt nicht
daran, dass zwischen Zustellversuch und erster Abholmöglich-
keit ein Wochenende vergangen ist. Auch unter der Woche fragt
der OGH schlicht danach, wann ein Berufstätiger das Dokument
abholen hätte können: Bei einem Zustellversuch am Montag ist
die Rückkehr am Dienstagabend30 daher genauso zu spät, die Zu-
stellung gilt erst am Mittwoch als bewirkt.31

Hier zeigt sich freilich eine Schwachstelle des Prüfschemas des
OGH. Bei Zustellversuch und Beginn der Abholfrist am Montag
hält er die Rückkehr am Dienstag nämlich ausnahmsweise sehr
wohl für „rechtzeitig“ – womit die Zustellung am Montag be-
wirkt ist –, wenn der Dienstag ein Feiertag ist: Dann hätte näm-
lich auch der „Großteil der Berufstätigen [. . .] die Sendung infolge
des nachfolgenden Feiertags nicht vor dem [Mittwoch] beheben
können“.32 Das stimmt zwar, warum es für den Zustellzeitpunkt
relevant sein soll, ob der Dienstag ein Feiertag ist, wenn feststeht,
dass der Empfänger das Dokument an diesem Tag ohnehin nicht
mehr abholen hätte können, ist aber sachlich kaum zu erklären.33
Außerdem können nach diesem Ansatz, wenngleich der OGH
das wohl noch nicht explizit ausgesprochen hat, in Härtefällen
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sogar mehrere Tage der Frist verloren gehen,34 etwa bei Zustell-
versuchen am Freitag oder einer Aneinanderreihung mehrerer
Feiertage.35

Wendet man sich der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu, scheint sie
prima facie denselben Zugang wie die ordentlichen Gerichte zu
verfolgen. Wortgleich zum einschlägigen Rechtssatz des OGH ist
beim VwGH zu lesen, dass es darauf ankomme, ob „der Empfän-
ger durch den Zustellvorgang nicht erst später die Möglichkeit er-
langt hat, in den Besitz der Sendung zu kommen, als dies bei einem
großen Teil der Bevölkerung infolge ihrer Berufstätigkeit der Fall
gewesen wäre“.36 Dementsprechend ist die Rückkehr für den
VwGH genauso wenig rechtzeitig wie sie es für den OGH wäre,
wenn das Dokument etwa erst sieben,37 acht38 oder zehn39 Tage
nach der Hinterlegung behoben werden kann; die ursprüngliche
Zustellung ist unwirksam und gilt erst am auf die Rückkehr fol-
genden Tag als vollzogen (§ 17 Abs 3 Satz 4 ZustG).

Geht es um kürzere Abwesenheiten, zeigen sich überraschen-
derweise aber Unterschiede. In manchen Entscheidungen stellt
der VwGH nämlich darauf ab, ob dem Empfänger für die Ein-
bringung eines Rechtsmittels noch „ein angemessener Zeitraum
verbleibt“, was nach den „Verhältnissen des Einzelfalles“ zu beur-
teilen sei.40 Auf Basis dieser Judikaturlinie soll es dann etwa un-
problematisch sein, wenn der Empfänger bei Hinterlegung am
Montag am Dienstagabend zurückkehrt und das Dokument erst
am Mittwoch beheben kann. Im Gegensatz zum OGH, der in
einem solchen Fall eine Zustellung am Mittwoch annimmt,41
ist die Rückkehr am Dienstag für den VwGH also „rechtzeitig“
und die Zustellung schon mit Montag wirksam; dem Beschwer-
deführer bleibe bei einer Verkürzung der zweiwöchigen Rechts-
mittelfrist um bloß zwei Tage ja immerhin noch „ein angemesse-
ner Zeitraum von 12 Tagen zur Einbringung der Berufung“.42

Diesen Ansatz hat der VwGH in weiterer Folge ausgedehnt:
Bei Zustellversuch am Mittwoch und Beginn der Abholfrist am
Donnerstag ist auch die Rückkehr am Freitag rechtzeitig, und
zwar selbst dann, wenn dem Empfänger die Abholung erst am
Montag möglich war. Von der 14-tätigen Einspruchsfrist wären
dem Rechtsmittelwerber dann ja immerhin „noch volle zehn Ta-
ge“ zur Verfügung gestanden.43 Schließlich soll die Rückkehr am
Freitagabend sogar bei einem Zustellversuch am Dienstag un-
problematisch sein, wenn die Abholfrist am Mittwoch begonnen
hat. Bei der Abholmöglichkeit am folgenden Montag standen
dem Empfänger ja „noch zehn Tage zur Verfügung“,44 wobei es
hier nicht einmal mehr „volle“ zehn Tage sein müssen.

Der VwGH stellt auf den Rest der nach der Rück-
kehr noch zur Verfügung stehenden Rechtsmittel-
frist ab.

In jüngeren Entscheidungen prüft der VwGH dann auch nur
mehr, ob „fallbezogen ein signifikanter Unterschied zu Berufstä-
tigen“ besteht, „welche noch am Tag der Hinterlegung selbst von
der Hinterlegung erfahren und bedingt durch die Berufstätigkeit
die Sendung einige Tage später beheben“.45 Dazu passt, dass der
VwGH schon in früheren Entscheidungen meinte, es sei ausrei-
chend, wenn dem Rechtsmittelwerber die Frist „ungekürzt oder
zumindest nahezu ungekürzt“ zur Verfügung steht,46 was aber im-
merhin dann nicht mehr der Fall sei, wenn nur noch die Hälfte
der Rechtsmittelfrist zur Verfügung steht.47 Jedenfalls aber gibt
der VwGH im Ergebnis48 das Vergleichsszenario des untertags
abwesenden Berufstätigen auf und lenkt den Fokus auf die

übrigbleibende Rechtsmittelfrist. Bei der Hinterlegung ist für
ihn also anders als für den OGH49 sehr wohl relevant, ob die
Abholfrist schon am Tag der Zustellung oder am Folgetag be-
ginnt.

Aus dem Abstellen auf die noch zur Verfügung stehende
Rechtsmittelfrist erklärt sich im Übrigen auch die Idee des LVwG
Oberösterreich, die Entscheidungen des VwGH zu extrapolieren:
Wenn es bei einer vierzehntätigen Rechtsmittelfrist ausreiche,
dass noch zehn Tage zur Verfügung stehen,50 dann müsse es
bei einer vierwöchigen Frist genügen, wenn nach Rückkehr noch
20 Tage überbleiben.51 Einem derartigen linearen Hochrechnen
hat der VwGH allerdings – wiederum unter Berufung auf den
Vergleich mit dem Großteil der berufstätigen Bevölkerung – eine
Absage erteilt.52

Unterm Strich erweist sich die Judikatur des VwGH damit als
kasuistisch, sodass ihr nur schwer allgemein gültige Leitlinien zu
entnehmen sind. Tendenziell lässt sich aber festhalten, dass er der
nach der Rückkehr noch übrigbleibenden Rechtsmittelfrist ent-
scheidende Bedeutung beimisst und Verkürzungen bis zu vier
Tage in Kauf nimmt,53 längere Abwesenheiten hingegen nicht:
Beginnt die Abholfrist daher am Donnerstag und kommt der
Empfänger so zurück, dass er das Dokument noch am folgenden
Dienstag abholen kann, dann nimmt der VwGH die Verkürzung
der Frist hin und die Zustellung ist schon am Donnerstag wirk-
sam,54 ist die Abholung erst am folgenden Mittwoch möglich,
dann war die Rückkehr hingegen nicht mehr „rechtzeitig“ und
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der Zustellzeitpunkt wird hinausgeschoben (§ 17 Abs 3 Satz 4
ZustG).55

Unklar bleibt indes, wie sich jene Entscheidung in die bishe-
rige Judikatur einfügen soll, nach der bei einem Zustellversuch in
der Vorwoche und Beginn der Abholfrist am Montag die Rück-
kehr noch an diesem Montag nicht rechtzeitig sein soll, womit
der Lauf der sechswöchigen Frist erst am Dienstag beginnt.56 Da-
bei dürfte es sich zwar um eine Ausreißerentscheidung handeln,
die sich wohl nur aus ihren konkreten Umständen erklären lässt:
Der VwGH hatte nämlich aus Anlass der Beschwerde die Auf-
hebung einzelner Gesetzesbestimmungen beantragt und damit
beim VfGH Erfolg gehabt,57 sodass die nachfolgende Zurückwei-
sung der Beschwerde als verspätet keinen schlanken Fuß ge-
macht hätte.

Klar ist aber: Einfacher machen derartige Entscheidungen die
Orientierung nicht, weil sie die vom VwGH ohnehin ganz offen
eingestandene Einzelfallbetrachtung58 noch um ein Zufallsele-
ment aufladen. Das bringt erhebliche Rechtsunsicherheit mit
sich.

Damit bietet sich abschließend noch ein Blick auf die Rsp des
VfGH an, der sich rezent zur Verfassungskonformität der hier
relevanten Bestimmungen äußern musste. Vor vier Jahren hat
das VwG Wien nämlich anlässlich eines Hinterlegungsfalls die
Aufhebung des Wortes „rechtzeitig“ in § 17 Abs 3 Satz 4 ZustG
beantragt und das mit den evidenten Unterschieden zwischen
den Judikaturlinien von OGH und VwGH, aber auch und vor
allem den „Auslegungsdivergenzen innerhalb der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofs“ begründet: Dass der VwGH zwar wie
der OGH das Motiv des untertags abwesenden Berufstätigen be-
mühe, dann aber einzelfallbezogen auf die ab dem erstmöglichen
Abholtag verbleibende Frist abstelle, sei „Zustellzeitpunktbestim-
mungswillkürlichkeit“. § 17 Abs 3 Satz 4 ZustG verstoße daher
gegen das Bestimmtheitsgebot (Art 18 B-VG), zumal „nicht im
Vorhinein bzw. eindeutig bestimmbar ist, an welchem Tag [. . .]
das Schriftstück wirksam zugestellt ist.“59 Das führt zurück zur
normkonkretisierenden Funktion der Rsp:Wenn es der Judikatur
über die Zeit nicht gelingt, Leitlinien zur Orientierung zu ent-
wickeln, ist das in der Tat ein Indiz für die mangelnde Bestimmt-
heit einer Norm.60

Der VfGH hat mit dem sorgsam begründeten, 135 Seiten lan-
gen Antrag des VwG Wien dennoch kurzen Prozess gemacht. In
seiner bloß drei Seiten umfassenden meritorischen Beurteilung
meint der VfGH in evidenter Anlehnung an die Rsp des VwGH,
dass die Formulierung „rechtzeitig“ eine „umfassende Einzelfall-
betrachtung“ ermögliche. Das bringe zwar „zwangsläufig gewisse
Unschärfen“ mit sich, es sei dem Rechtsunterworfenen aber den-
noch möglich, „sein Verhalten am Gesetz zu orientieren“. Zur Un-
termauerung der Abweisung des Aufhebungsantrags verweist
der VfGH außerdem darauf, dass die „beiden unterschiedlichen
Judikaturlinien“ – Vergleich mit dem untertags abwesenden Be-
rufstätigen einerseits, Abstellen auf die verbleibende Frist ande-
rerseits – einander eigentlich auch gar „nicht widersprechen“.
Auch hierfür beruft er sich auf den VwGH, der in einer früheren
Entscheidung aufgezeigt habe, dass „in den Fällen, in denen bei
bis zu vier Tage nach Beginn der Abholfrist noch von einer recht-
zeitigen Kenntnisnahme von der Hinterlegung ausgegangen wurde,
ein Wochenende zwischen Hinterlegungszeitpunkt und Abholung“
liege, sodass hier „kein signifikanter Unterschied zu jenem Teil der
berufstätigen Bevölkerung [besteht], der [. . .] die Sendung – bedingt
durch Berufstätigkeit – erst einige Tage später behebt“.61

Dabei fällt zum einen auf, dass der VfGH das Muster eines
„signifikanten“ Unterschieds zum Großteil der berufstätigen Be-
völkerung aufgreift. Damit kann er aber allenfalls – und wenn
überhaupt – die Unterschiede innerhalb der Rsp des VwGH er-
klären, nicht aber deren Abweichung von der Judikatur der or-
dentlichen Gerichte, die ja strikt beim Vergleich mit dem unter-
tags abwesenden Berufstätigen bleiben. Der OGH fragt ja nicht,
ob der Empfänger das Dokument „einige Tage später“ beheben
konnte, sondern simpel nach der Abholmöglichkeit am auf den
Zustellversuch folgenden Tag. Warum bei einem Zustellversuch
am Montag und Rückkehr am Dienstagabend die Frage, ob Zu-
stellwirkungen schon am Montag oder erst am Mittwoch eintre-
ten, davon abhängen soll, ob man den OGH oder den VwGH
fragt,62 bleibt damit auch nach der Entscheidung des VfGH offen.

Zum anderen stimmt es zwar, dass der VwGH selbst einmal
darauf hingewiesen hat, dass die Judikaturdivergenz innerhalb
des Gerichtshofs eine bloß scheinbare sei, weil ein mehrtägiger
Fristverlust einem dem zwischen Hinterlegung und Abholung
liegenden Wochenende geschuldet sei.63 Auch dieser Erklärungs-
versuch überzeugt schon von vornherein nicht restlos, seit einer
rezenten Entscheidung kann er aber ganz generell nicht mehr
aufrecht erhalten werden: Erst jüngst hat der VwGH nämlich
bei einem Zustellversuch am Montag und Beginn der Abholfrist
am Dienstag die Rückkehr am Freitagmittag für rechtzeitig ge-
halten, weil der Empfänger das Dokument noch am Freitag be-
heben konnte; er habe daher „spätestens am vierten Tag nach Be-
ginn der Abholfrist die Hinterlegungsanzeige erhalten“, sodass ihm
„ausgehend von einer sechswöchigen Revisionsfrist ein angemesse-
ner Zeitraum von mehr als fünf Wochen zur Erhebung“ seines
Rechtsmittels verbleibe.64 Hier lag zweifellos kein Wochenende
zwischen Zustellversuch und erster Abholmöglichkeit, und der
am Montag untertags abwesende Berufstätige hätte das Doku-
ment eben schon am Dienstag und nicht erst am Freitag beheben
können.

Obwohl der VfGH § 17 Abs 3 ZustG Verfassungs-
konformität attestiert hat, bleiben Bedenken – auch
mit Blick auf dessen eigene Rsp.

Schließlich ist anzumerken, dass der VfGH in seiner Begründung
auch seine eigene Rsp zum vorliegenden Problem nicht berück-
sichtigt,65 was zu einer der wenigen Entscheidungen führt, in de-
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nen er den Begriff „rechtzeitig“ selbst auslegen musste.66 2010
hielt er bei einem Zustellversuch am Freitag mit Beginn der Ab-
holfrist am Montag nämlich sogar die Rückkehr erst am darauf-
folgenden Montag – also ganze zehn Tage nach dem Zustellver-
such – noch für rechtzeitig,67 sodass sich die sechswöchige
Rechtsmittelfrist unterm Strich um eine ganze Woche verkürzte.
Das passt weder zur Rsp des VwGH, der ja die Grenze bei etwa
vier Tagen zieht,68 noch lässt sich die Divergenz zur Judikatur des
OGH hier mit einem allenfalls dazwischenliegenden Wochenen-
de als scheinbar wegerklären. Diese Entscheidung fällt also end-
gültig aus der Reihe; umso bemerkenswerter ist, dass der VfGH
bei der Abweisung des Antrags des VwGWien 2020 nicht darauf
eingegangen ist.

Es zeigt sich, dass die drei Höchstgerichte die Rechtzeitigkeit der
Kenntniserlangung unterschiedlich beurteilen: Für den OGH ist
ausschließlich der Vergleich mit dem untertags Berufstätigen
maßgebend, sodass die Rückkehr schon dann nicht mehr recht-
zeitig ist, wenn der Empfänger das Schriftstück nicht am Tag
nach dem Zustellversuch beheben kann.69 Der VwGH greift die-
ses Motiv zwar auf, entscheidend ist für ihn dann aber meist die
ab der ersten Behebungsmöglichkeit verbleibende Rechtsmittel-
frist. Dabei nimmt er eine Verkürzung der Rechtsmittelfrist um
vier Tage regelmäßig hin,70 wenngleich einzelne Ausreißerent-
scheidungen es nicht einfacher machen, sich in der ohnehin
schon stark auf den Einzelfall fokussierenden Rsp zurechtzufin-
den.

Der VfGH will dann sogar eine einwöchige Verkürzung hin-
nehmen. Wie man hier dem Rechtsmittelwerber, der gegen eine
Entscheidung des Verwaltungsgerichts gleichzeitig Erkenntnis-
beschwerde beim VfGH und Revision beim VwGH erhebt („Pa-
rallelbeschwerde“71), plausibel erklären soll, dass die sechswöchi-
ge Frist für die VfGH-Beschwerde (§ 82 Abs 1 VfGG) schon ab-
gelaufen ist, jene für die Revision (§ 26 Abs 1 VwGG) aber noch
nicht, obwohl sie beide durch denselben faktischen Zustellvor-
gang ausgelöst werden, bleibt freilich ein Rätsel. Die vom VwG
Wien aufgeworfene Frage ausreichender Bestimmtheit (Art 18
B-VG) der einschlägigen zustellrechtlichen Vorschriften kann
man trotz verfassungsrichterlichen Sanktus’ daher weiterhin
mit guten Gründen stellen.

Wenngleich das Regelungsanliegen von § 16 Abs 5, § 17 Abs 3
Satz 4 ZustG nachvollziehbar ist, bereitet die Beurteilung, ob
die Rückkehr an die Abgabestelle noch „rechtzeitig“ erfolgt

ist, in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten. Während der
OGH eine recht klare und vergleichsweise restriktive Linie
vertritt, ist die – in sich nicht abschließend konsistente –
Rsp der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts tendenziell groß-
zügiger.
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Das mit dem ZustG 1983 verfolgte Ziel einer „Vereinheitli-
chung der für die Zustellung maßgebenden Rechtsvorschriften“72
ist damit nur auf dem Papier gelungen. Für die Rechtspraxis er-
weist sich die im Gesetzestext nicht anklingende, bloß aus der
bisherigen Judikatur der drei Höchstgerichte ableitbare Zersplit-
terung des Zustellrechts hingegen als Stolperfalle. Das mahnt zu
großer Vorsicht: Insb Parteienvertreter werden beim Kalendieren
von Fristen besonderes Augenmerk darauf legen müssen, an wen
ein allfälliges Rechtsmittel zu richten ist.

E-Mail: dominik.schindl@wu.ac.at; alexander.schneider@wu.ac.at

Mit „Begriffe der StPO und des Art 90a B-VG“ (ÖJZ 2024,
537) sollten die Struktur des Ermittlungsverfahrens als Teil
des Gesamtsystems und die verfassungsrechtlichen Vorgaben
sichtbar gemacht werden. Nun sollen spezielle Problemfelder
begrifflich aufgehellt werden, um geordneten Diskurs zu er-
leichtern. Im Einzelnen geht es um „Verhalten“ der „Staatsan-
wälte“ nach Organisations- und Prozessrecht, Ermessensent-
scheidung über „Ansprüche“ auf „Geheimhaltung“ (§ 1 DSG),
Befugnisgrenzen beim „Rücktritt von der Verfolgung wegen Zu-
sammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft“, Entscheidungen
„über die vorläufige Unterbringung“, „die Berichterstattung“

nach § 6 Abs 4 SNG, das Verhältnis von Datenlöschung und
Datenverwendung „nach diesem Gesetz“, zuletzt generell um
Willkür im Diskurs.
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